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DEN HELFERN HELFEN
Stärkung des Brand- und Katastrophenschutzes



Ingo Senftleben zu Besuch bei der Freiwilligen 
Feuerwehr in Wriezen. Dort sprach er mit den 
Kameradinnen und Kameraden über ihr Ehrenamt 
und die Probleme die allzu häufig den Einsatz  
erschweren.



Die Pflicht, den Helfern etwas 
zurückzugeben

Die Kameradinnen und Kamera-
den der Feuerwehren und des 

organisierten Katastrophenschutzes 
haben im Jahr 2018 Unglaubliches 
geleistet. Die Eindämmung der zahl-
reichen Waldbrände bildete einen 
großen Einsatzschwerpunkt. Mit fast 
500 Waldbränden in Brandenburg 
haben sich die Einsätze im Vergleich 
zum Vorjahr mehr als verdreifacht. 
Weit mehr als 1.000 Hektar Wald 
sind abgebrannt. Die enorme Belas-
tung für die Feuerwehren und die 
Katastrophenschutzorganisationen 
durch solche Sonderlagen und durch 
die allgemeine Aufgabenerfüllung ist 
auch in den kommenden Jahren zu 
erwarten und stellt unser Land so-
mit vor große Herausforderungen.

Vor allem der gewaltige Brand bei Treu-
enbrietzen hat aber auch gezeigt, dass 
die Brandenburger in schweren Zeiten 
zusammenstehen. Unser tief emp-
fundener Dank und unsere außeror-
dentliche Anerkennung gilt den über 
5.000 Einsatzkräften und Helfern, die 
diese Krisensituation gemeinsam ge-
meistert haben: Der Feuerwehr, dem 
THW, der Bundeswehr, dem Deut-
schen Roten Kreuz, der Deutschen 
Lebens-Rettungs-Gesellschaft, den Jo-
hannitern, den Maltesern, dem Arbei-
ter-Samariter-Bund und vielen weite-
ren Helfern ist es zu verdanken, dass 
Gefahren und Schäden auf ein mög-
liches Minimum reduziert wurden.

Die Gesellschaft, das Land Branden-
burg und insbesondere die Politik ste-
hen in der Pflicht, den Helfern etwas 
zurückzugeben, die sich Tag für Tag um 

Rettung, Schutz und Hilfe kümmern. 
Nun gilt es, die Rahmenbedingungen 
für die Einsatzkräfte zu verbessern, 
beispielsweise bei der Ausübung und 
Anerkennung des Ehrenamts, bei der 
technischen Ausstattung, in den Or-
ganisationsstrukturen und bei den 
rechtlichen Grundlagen. Fehlentwick-
lungen und Defizite der vergangenen 
Jahre müssen rasch korrigiert werden. 

Mit den folgenden Maßnahmen will 
die CDU-Fraktion den Brand- und 
Katastrophenschutz und das Ehren-
amt stärken. Insbesondere streben 
wir eine wirksame Umsetzung in den 
Haushaltsberatungen und den Be-
ratungen für ein Maßnahmenpaket 
des Brand- und Katastrophenschutzes 
im Land Brandenburg an. Die folgen-
den Vorschläge stammen insbeson-
dere aus Hinweisen und Anregungen 
im Rahmen von Gesprächen mit den 
Kameradinnen und Kameraden, Zu-
schriften auch aus dem kommunalen 
Bereich, Veranstaltungen mit den un-
terschiedlichen Verbänden des Brand- 
und Katastrophenschutzes sowie aus 
Diskussionen auf unseren Social-Me-
dia-Plattformen. Die Hinweise und An-
regungen aus der Praxis sind wichtig. 
Wir als CDU-Fraktion wollen in diesem 
Prozess Partner und Unterstützer sein.



1. Leistung 
würdigen



Engagement und Einsatzbereit-
schaft im Brand- und Katastro-

phenschutz müssen in der öffentlichen 
Wahrnehmung stärker herausgestellt 
und gewürdigt werden. Die Kame-
radinnen und Kameraden der Feuer-
wehren und der Katastrophenschutz-
organisationen erfüllen staatliche 
Pflichtaufgaben der nicht-polizei-
lichen Gefahrenabwehr. Die Anzahl 
und Schwere der Einsätze ist erheb-
lich. Deshalb soll ein System entwi-
ckelt werden, das den herausragen-
den Leistungen Rechnung trägt und 
die Mitglieder- bzw. Personalgewin-
nung fördert. Die Nachwuchsgewin-
nung muss in der Landesregierung zur  
„Chefsache“ gemacht werden.

Wir wollen ein Anerkennungspa-
ket, das neben Ehrungen und Aus-
zeichnungen auch verschiedene ma-
terielle Vergünstigungen enthält. 
In Betracht kommt ein Fitness- und 
Mobilitätsticket in Kooperation mit 
dem VBB, kommunalen Verkehrsbe-
trieben und örtlichen Vereinen. Der 
Kreisfeuerwehrverband im Landkreis  
Dahme-Spreewald hat für Mitglieder 
der Freiwilligen Feuerwehren eine so-
genannte „PartnerCard“ mit Rabatten 
in Geschäften, Kinos und Schwimm-
bädern arrangiert. Politik muss solche 
Initiativen fördern und sich dafür ein-
setzen, dass mehr Unternehmen und 
Vereinigungen einbezogen werden.

Aus unserer Sicht ist eine finanzielle 
Anerkennung aller im ehrenamtli-
chen Brand- und Katastrophenschutz 
tätigen Menschen sinnvoll. Ob ein 
jährliches Weihnachtsgeld, Ehrenprä-
mien- (10-, 20-, 30-, 40- und 50-jäh-
rige Mitgliedschaft), Renten- oder 
Kombinationsmodell – wir streben 

eine Lösung an, welche von den im 
ehrenamtlichen Brand- und Katastro-
phenschutz tätigen Menschen auch 
als echte Anerkennung empfunden 
wird. In einem ersten Schritt muss 
das Land gemeinsam mit dem Lan-
desfeuerwehrverband, Vertretern des 
organisierten Katastrophenschutzes 
und den kommunalen Spitzenver-
bänden die Parameter für die unter-
schiedlichen Modelle bestimmen, ins-
besondere die Höhe der finanziellen 
Anerkennung, die Verwaltungskosten 
und die steuerlichen Auswirkungen. 
Der Landtag Brandenburg wird hier-
für im Haushaltsjahr 2019 insgesamt 
10 Millionen Euro aus Landesmitteln 
zur Verfügung stellen. In einem zwei-
ten Schritt befürworten wir eine Ab-
stimmung unter allen Mitgliedern des 
ehrenamtlichen Brand- und Katastro-
phenschutzes in Brandenburg, um das 
umzusetzen, was die Mehrheit bevor-
zugt. 



Die CDU-Fraktion spricht sich für eine stärkere Förderung der Nach-
wuchsarbeit aus. Wir wollen diese mit einer Zukunftskampagne 

„Kinder, Jugendliche und Familie beim Brand- und Katastrophenschutz“ 
noch mehr in den Focus rücken. Dabei geht es um Kinderbetreuung, Feu-
erwehrsport, Praktika, Sommer-Camps, Kinderfeuerwehr, Qualifikations-
angebote für Jugendfeuerwehrwarte sowie die Brand- und Katastrophen-
schutzerziehung in Kindertagesstätten und Schulen einschließlich der 
Truppmann-, Sprechfunker- und Atemschutzgeräteträgerausbildung in 
schulischen Arbeitsgemeinschaften.

Ein weiterer Schwerpunkt ist die Gewinnung ehemaliger oder pendeln-
der Kameradinnen und Kameraden. Deshalb wollen wir eine landeswei-
te Feuerwehrmitglieder- und Pendlerdatenbank einrichten, an der sich 
auch die ehemaligen Feuerwehrleute beteiligen können. Außerdem muss 
die Doppelmitgliedschaft mit Konfliktfallregelung ermöglicht werden. 
Hier bedarf es einer gesetzlichen Anpassung. Eine Mitgliedschaft bei der 
Feuerwehr soll bei öffentlichen Arbeitgebern als soziale Kompetenz im 
Rahmen von Einstellungen berücksichtigt werden. Es ist wünschenswert, 
dass die Altersbeschränkung von 65 auf 67 Jahre im Brandenburgischen 
Brand- und Katastrophenschutzgesetz angehoben sowie eine Ausnahme-
regelung zur Verwendungsfähigkeit nach Tauglichkeitsuntersuchungen  
eingeführt werden.





2. Modernisieren und  
qualifizieren



Die CDU-Fraktion erachtet es als 
dringend geboten, dass die Ka-

meradinnen und Kameraden die Aus-
rüstung erhalten, die sie für ihre an-
spruchsvollen Aufgaben benötigen. 
Fahrzeuge und Schutzausrüstungen 
müssen auf dem aktuellen Stand 
der Technik sein und für besonde-
re Herausforderungen das notwen-
dige Gerät zur Verfügung stehen. 
Die Ausstattung der Feuerwehren 
ist im Jahr 2018 eine Grundvoraus-
setzung für eine gute Arbeit, die all-
täglich von den Kameradinnen und 
Kameraden geleistet wird. Gerade 
für die Freiwilligen Feuerwehren gilt:  
Ehrenamt, aber zu professionellen 
Bedingungen.

Für die Waldbrandbekämpfung bedeu-
tet das die Anschaffung von Schlauch-
wagen sowie Tanklöschfahrzeugen mit 
hoher Geländegängigkeit, der Mög-
lichkeiten zu Pump-and-Roll-Verfah-
ren und Eigenschutzdüsen. Die Durch-
führung von Brandschutzmaßnahmen 
im Wald, darunter das Herrichten der 
Brandschutzstreifen, der Waldwege 
und der Löschwasserstellen, halten wir 
für unverzichtbar. Außerdem muss die 
Aus- und Fortbildung auch verstärkt 
ausgedehnte Vegetationsbrände ein-
schließlich ihrer einsatztechnischen 
und -taktischen Besonderheiten so-
wie deren Gefahren berücksichtigen. 
In diesem Kontext sollte die Landes-
regierung zusammen mit anderen 
Bundesländern und dem Bund für den 
Aufbau des „rescEU“-Katastrophen-
schutzsystems auch Finanzmittel der 
Europäischen Union abrufen.

Die bisherige finanzielle Unterstüt-
zung der Stützpunktfeuerwehren über 
den Ausgleichsfonds für notleidende 

Kommunen im Finanzausgleichgesetz 
wird dem Stellenwert des Brand- und 
Katastrophenschutzes nicht gerecht. 
Eine verstärkte finanzielle Unter-
stützung durch das Land soll im Rah-
men einer systematischen Bedarfs-
erfassungsplanung erfolgen. Der 
tatsächliche Ausrüstungsbedarf der 
Feuerwehren ist im Rahmen von wi-
derkehrenden Inventuren zentral zu 
ermitteln 

Wir brauchen die Verankerung eines 
ständigen und flexiblen Haushalts-
titels „Zuwendungen an Kommunen 
zur Förderung der Feuerwehren“ im 
Einzelplan des für den Brand- und Ka-
tastrophenschutz zuständigen Minis-
teriums (Beispiel Sachsen). Grundlage 
für die Bemessung der finanziellen 
Ausstattung dieses Haushaltstitels 
sind die jährlichen Einnahmen aus der 
Feuerschutzsteuer, die sich in den ver-
gangenen Jahren auf 10 bis 13 Millio-
nen Euro beliefen. 

Dies beinhaltet ein Feuerwehrfüh-
rerscheinprogramm für die Führer-
scheine C, C1 und CE, damit die ent-
sprechenden Einsatzfahrzeuge auch 
bewegt werden können. Darüber 
hinaus muss das kommunale Infra-
strukturprogramm für Feuerwehrge-
rätehäuser kontinuierlich fortgeführt 
werden.



Aus unserer Sicht sollte auch das gut funktionierende System der  
Regionalleitstellen fortentwickelt werden, einschließlich der Verbes-

serung der Redundanzabläufe, der Integration neuer Kommunikationswei-
sen e-call, e-chat und e-app sowie erweiterte Qualifikationsmöglichkeiten 
für Leitstellendisponenten. Der leistungsfähige Digitalfunk BOS mit flä-
chendeckender Netzabdeckung ist dabei eine Grundvoraussetzung, die in 
Brandenburg derzeit nicht überall gegeben ist.

Schließlich gilt es auch, die Qualifizierungs- und Fortbildungsmöglich-
keiten zu verbessern. Die Landeschule und Technische Einrichtung für 
Brand- und Katastrophenschutz (LSTE) soll zu einem Kompetenz- und 
Innovationszentrum ausgebaut werden. Die Einrichtung eines weiteren 
Standorts und besonders regionale Fortbildungsangebote sind wichtige 
Ansatzpunkte für eine bessere Aus- und Fortbildung im Brand- und Katas-
trophenschutz (z. B. Inhouse-Schulungen an den Feuerwehrtechnischen 
Zentren, einheitliches Unterrichtsmaterial und Online-Fernkurse). Deshalb 
braucht die LSTE mindestens 13 weitere Stellen. Zusätzlich ist die Anerken-
nung von Ausbildungsinhalten bei der Freiwilligen Feuerwehr flexibler  
auszugestalten.





3. Sicherstellung der Standorte 
und Einsatzfähigkeit



Die organisatorische Sicherstel-
lung der Standorte und Einsatz-

fähigkeit der Feuerwehren ist eines 
der zentralen Themen. Dieses Problem 
muss zielorientiert in unterschiedli-
chen Formen adressiert werden.

Die Feuerwehren sollen sich vorran-
gig auf die Erfüllung ihrer Pflichtauf-
gaben konzentrieren. Deshalb muss 
eine Subsidiaritätsklausel im Bran-
denburgischen Brand- und Katastro-
phenschutzgesetz verankert werden. 
Gleichzeitig braucht es eine perso-
nell auskömmliche Ausstattung der 
Polizei, der Forstverwaltung und der 
Straßenbehörden, um die Beseitigung 
von Ölspuren, Türnotöffnungen oder 
Baumfällungen vorzunehmen.

Ein weiterer Gesichtspunkt ist die Re-
duzierung von Bürokratie und die 
technische Unterstützung. Es be-
steht ein hoher Aufwand bei der Ver-
waltung der Feuerwehren insbeson-
dere bei Gefährdungsbeurteilungen, 
bei prüfpflichtigen Arbeitsmitteln 
(Schläuche, Leitern, Fahrzeugen usw.), 
bei der Mitgliederverwaltung und der 
Inventur. Deshalb müssen digitale 
Schnittstellen von den Feuerwehren 
zu den Verwaltungen im Landesver-
waltungsnetz geschaffen werden. 
Außerdem sollte eine einheitliche 
Software für die Verwaltung der Feu-
erwehren eingeführt werden. 

Deren Struktur setzt sich zusammen 
aus:

- Schlüsselfunktionen der Mitglieder-
verwaltung (Ein- und Austritte, Quali-
fikationsmatrix, Beförderungen, Lehr-
gänge usw.), 

- einer Austauschplattform mit Zu-
gang zu Ausbildungsmaterialien, 

- einer schnell abrufbaren Statistik 

- und der Verwendung von IT-Werk-
zeugen zum Verwalten und Planen der 
Technik (Prüffristen der Geräte, TÜV, 
Datenbank der Arbeitsmittel).

Grundlage für die Erstellung tragfä-
higer organisatorischer Konzepte 
zur Sicherstellung der Einsatzfähig-
keit ist die systematische Erfassung 
der jeweils aktuellen Einsatzbereit-
schaft der Feuerwehren. Die in Sach-
sen verwendete Online-Plattform zur 
Erfassung und Analyse der Einsatz-
bereitschaft des Fraunhofer Instituts 
für Verkehrs- und Infrastruktursyste-
me IVI soll in Brandenburger Land-
kreisen getestet und bei einer erfolg-
reichen Verwendung im ganzen Land 
eingeführt werden. Das ermöglicht 
eine Optimierung der Brandschutz-
bedarfsplanung. Die Verteilung der 
Einsatzmittel innerhalb der Kommune 
kann auf die Einsatzbereitschaft bzw. 
Personalstärke der jeweiligen Orts-
feuerwehr abgestimmt werden.



Auf dieser Grundlage kann dann 
auch die interkommunale Zu-

sammenarbeit effektiv weiterentwi-
ckelt werden. Ziel muss es sein, die 
Mindeststärke von einer Staffel zur 
Grundsicherung, durch ehrenamt-
liche Kameradinnen und Kameraden 
sicherzustellen. Bei der Brandschutz-
bedarfsplanung sollten nicht nur die 
eigenen Kräfte und Mittel, sondern 
auch die der Feuerwehren benach-
barter Kommunen einbezogen wer-
den. In den Ämtern Lebus, Golzow, 
Seelow-Land, Neuhardenberg sowie 
der Gemeinde Letschin und der Stadt 
Seelow wurde eine territoriums- 
übergreifende Brandschutzanalyse 
und Gefahrenabwehrbedarfsplanung 
im Rahmen des Projektes „Aufbau 
interkommunaler Managementstruk-
turen im Brand- und Katastrophen-
schutz“ durchgeführt. 

Kommunen können darüber hinaus 
auch einen Feuerwehrzweckverband 
gründen. Weiterhin können auch Be-
rufsfeuerwehren, Freiwillige Feuer-
wehren mit hauptamtlichen Kräften 
oder Werksfeuerwehren stärker in die 
Brandschutzbedarfsplanung einbe-
zogen werden, durch erweiterte Aus-
rückbereiche für den ersten Angriff. 
Mittels Diensthabenden-Systemen, 
verberuflichten Teilzeitfeuerwehren 
oder kommunalen Bediensteten in 
der Feuerwehr kann die Einsatzbe-
reitschaft sichergestellt werden. Hier 
bedarf es gegebenenfalls gesetzlicher 
Anpassungen und einer Förderung 
von Kooperationen durch das Land.

Reichen diese Maßnahmen nicht mehr 
aus, um die Einsatzbereitschaft sicher-
zustellen, müssen Stützpunktfeuer-
wehren mit erweiterten Ausrück-

bereichen eingesetzt werden. Diese 
müssen alle notwendigen Funktionen 
mindestens zu bestimmten Zeiten 
vorhalten und mit den erforderlichen 
Einsatzmitteln ausgestattet sein. Das 
bedeutet in letzter Konsequenz auch 
den vermehrten Einsatz von haupt-
amtlichem Personal. Ziel ist es jedoch 
das Unterlaufen des freiwilligen ört-
lichen Brandschutzes zu vermeiden, 
indem diese Kräfte beispielsweise nur 
zur Absicherung der Tageseinsatz-
bereitschaft verwendet werden. Wei-
terhin sollten im Land 4 bis 6 Schwer-
punktfeuerwehren für Speziallagen 
(z. B. Waldbrand, Munitionsflächen, 
Hochwasser, Autobahnen und Gefahr-
gütern) gebildet werden.

Die Organisation, Mindeststärke und 
Ausrüstung der Freiwilligen Feuer-
wehren soll durch den Gesetzgeber  
und den Verordnungsgeber klarer ge-
regelt werden, als dies gegenwärtig in 
der Allgemeinen Weisung des Minis-
teriums des Innern und für Kommu-
nales der Fall ist. Orientierung bietet 
„§ 36 Absatz 1 Nummer 2 des Nieder-
sächsischen Brandschutzgesetzes in 
Verbindung mit dem Ersten Teil der 
Verordnung über die kommunalen 
Feuerwehren“. Um die genauen Para-
meter für Brandenburg festzulegen, 
bedarf es einer Abstimmung zwischen 
dem Land, dem Landesfeuerwehrver-
band und den kommunalen Spitzen-
verbänden. Es muss zudem die gesetz-
liche Möglichkeit eröffnet werden, 
mehr als eine Berufsfeuerwehr je Re-
gionalleitstellenbereich zu gründen.
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